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1. Allgemeine Gemeindeſachen .

Gemeinde⸗Kriegswirtſchaftsämter .

Der Bundesrat wird ſich der faſt einſtimmig

von allen ſachverſtändigen Kreiſen erhobenen For —

derung , die auch in der Berliner Stadtverordne —

ten⸗Sitzung am 21 . v. Mts . lobhaften Ausdruck

fand , unverzüglich eine Allgemeine Reichswirl⸗

ſchaftsbehörde einzuſetzen , nicht entziehen können

und wollen . Dieſe wichtige Behörde muß mit um —

faſſenden Beſugniſſen ausgeſtattet werden , nament —

lich freit Hand zur Anordnung von Beſtand - und

Preiserhebungen , zu Beſchlagnahmen und der Feſt —

ſetzung von Höchſtpreiſen , ſowie zur Einfuhr von

ausländiſchen Lebensmitteln und Futterſtoffen und

deren Verteilung haben Von dieſem wirtſchaftli⸗

chen Mittelpunkte , unſerem Reichswirtſchaftsſtabe

aus , muß in wohldurchdachter Aufgliederung ein

Netz der Fürſorge über das ganze Reich geſpann :

werden . Hier fallen wieder unſeren Gemeinden ,

die in dieſem Kriege ſchon wahrhaft Großes gelei —

ſtet haben , bedeutungsvolle Aufgaben zu . Wir

werden in jeder Gemeinde , ob groß oder klein ,

Kriegswirtſchaftsämter einzurichten haben , die für

ihren Bezirk die Erhebungen und Ueberwachungen ,

die Beſchlagnahmen und die Höchſtpreisgeſetze

durchführen , die der Reichswirtſchaftsſtab anordnet .

Sie bilden für ihn auch die Quelle , aus der er ſich

über die wirtſchaftlichen Vorgänge , den Stand der

Volksernährung , die Viehhaltung , die Ernteaus⸗

ſichten und Ergebniſſe unterrichtet .

Aus ſolcher Zuſammenfaſſung und Unterglie

derung wird uns in kurzer Zeit volle Beruhigung
unſeres Wirtſchaftslebens , ausreichende Ernährung
und Verſorgung aller Schichten unſeres Volkes ,

klare Anpaſſung an die kriegswirtſchaftlichen Not

wendigkeiten und damit die ſichere Gewähr oss

„ Durchhaltens “ erwachſen , denn es ſei nochmals

geſagt : Wir haben Lebensmittel genug für Menſch
und Tier , abszuhungern ſind wir nicht . Was uns

bisher fehlte , eine einheitliche Leitung unſerer

wirtſchaftlichen Kräfte , werden wir nun , wie wir

aus den Zuſagen der maßgebenden Stellen gern

entnehmen , mit Sicherheit und ohne Aufſchub er —

langen . Dann iſt der wirtſchaftliche Feldzug der

letzten Zeit , der zum Wohle des Volkes nötig war ,

nicht umſonſt geweſen , dann werden ſich alle Volks⸗

kreiſe , hoch und niedrig , arm und reich , geſchloſſen
hinter die Regierung ſtellen .

Wie ſchaffen wir würdige Denkmäler der großen

Zeit ?
Eine Rundfrage .

So lebendig der Wunſch iſt , das Andenken der

Toten dieſes gewaltigen Krieges durch Erinne —

rungszeichen für alle Zukunft zu ehren , ſo groß iſt

auch die Sorge , es könnte die Flut der Geſchmack —

loſigkeiten wiederkehren , die nach den Jahren
1870/71 Deutſchland überſchwuemmt hat . — Das

hat die Berliner Vertretung beſtimmt , eine

Reihe hervorragender Künſtlor zu befragen , welche

Wünſche ſie für die Errichtung würdiger Denkmä⸗

ler dieſes Krieges hegen . Aus den Ant⸗



worten , die ſehr beherzigenswerte Anregungen

geben , heben wir heute die folgenden hervor :

Bildhauer Profeſſor Fritz Klimſch ,

Mitglied der Berliner Akademie der Künſte :

Vorſchriften über die Geſtaltung eines Denk⸗

mals laſſen ſich nicht machen , denn jeder Künſtler

wird die an ihn geſtellte Aufgabe nach ſeiner Indi⸗

vidualität löſen . — Meiner Meinung nach wäre

die Frage viel wichtiger : Wie verhütet man ge⸗

ſchmackloſe , unwürdige und kitſchige Denkmalsan⸗

lagen während und nach dem Kriege ? Die Verhü⸗

tung von Mißgriffen iſt natürlich ſehr ſchwierig , da

jede Stadt , jede Kommiſſion das Recht hat , nach ih⸗

rem Gutdünken etwas hinzuſetzen oder hinſtellen

zu laſſen , was ſie will . Aber wenn es gelänge , in

den großen Kunſtzentren des deutſchen Reiches

einen Ausſchuß von hervorragenden bildenden

Künſtlern zu ernennen , die den Gemeinden ihres

Landes , ihrer Provinz oder ihres Kreiſes mit Rat

und Tat zur Seite ſtünden , die zur Ausführung

vorgeſehenen Entwürfe begutachteten oder befä⸗

higte Künſtler vorſchlügen , dann könnte ſehr wahr⸗

ſcheinlich etwas Gutes herauskommen ; auf jeden

Fall könnte ſo am beſten alles Barbariſche , Minder⸗

wertige und künſtleriſch Schlechte vermieden wer —

den .

Architekt Profeſſor Emanuel von Seidl⸗München .

Ehrenmitglied der Akademie der bildenden Künſte .

Die Frage der Kriegsdenkmäler iſt eine kul⸗

turhiſtoriſch ungemein wichtige Angelegenheit , um⸗

ſomehr , als dieſe auch teilweife auf fremdem Boden

Zeugnis geben werden von unſerem Können oder

Nichtkönnen . Dieſe Frage iſt vom öſterreichiſchen

Staat in vorbildlicher Weiſe erledigt worden . Es

iſt eine Ehrenpflicht , daß die Künſtler , welche dem

Vaterlande ſich leider nicht perſönlich im Felde zur

Verfügung ſtellen können , wenigſtens in anderer

Weiſe tätig ſind , und ſo müßte denn eine Auffor⸗

derung an alle Architektenvereine ergehen .

In München hat der Kunſtgewerbe⸗Verein
dieſe Frage in die Hand genommen und wird dem⸗

nächſt ein Sonderheft mit einer großen Anzahl von

guten Abbildungen in die Oeffentlichkeit bringen ,

ebenſo hat der Volkskunſtverein gute Vorbilder für

„ Nagelungen “ herausgegeben , nachdem auch dieſe

Frage ſehr im Argen liegt .

Ich habe mich gerne in beiden Fällen mit einer

größeren Anzahl von Werken beteiligt . Es iſt wich⸗

tig , daß gute Beiſpiele möglichſt ſtarke Verbreitung

finden . Es wäre ferner allerdings ebenſo wichtig ,

daß die ganze Frage organiſatoriſch in die Hand

genommen wird .

Hans Thoma , Karlsruhe ,

der gefeierte Altmeiſter der deutſchen Malerei .

Das Vöglein im Walde ſingt ſo wunder

wunderſchön ,
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In der Heimat , in der Heimat , da gibts

ein Wiederſehn . “

Dieſer ſo viel gehörte Soldatengeſang iſt der

Ausdruck des tiefinnerlichen Heimatsgefühls des

deutſchen Volkes , die Stimme des Waldes , die

Hoffnung der Fortziehenden auf ein Wiederſehn ,
wie ſie es erhofft haben . Wir wollen die Toten eh⸗

ren , ſie ſollen mit uns weiterleben , ſie ſollen uns

nicht verloren ſein , ſie ſollen uns Führer ſein auf
neuen Pfaden , die wir in der Heimat gehen wollen ,

ſie haben uns das edelſte Sterben gelehrt , den

Opfertod für das Vaterland .

Alles Geiſtige braucht Symbole , ſo wollen wir

für die Gefallenen und für uns Denkmale errich⸗

ten , in denen ſie in unſeren Gedanken weiter leben .

Jeder Ort will wohl eine ſolche Erinnerungsſtätte
an ſeine Toten gründen , an die größte Zeit deuti

ſchen Heldentums , welche uns Feinde ringsum be⸗

reitet haben .

Sie fragen mich , wie ich mir eine ſolche Stätte

dente . Ich denke , daß es den Gefallenen lieb ſein

könnte , wenn ihnen die Vöglein im Heimatwalde

wieder wunderſchön ſingen würden . Das heißt , ich!

bin der Meinung , daß in Stadt und Dorf geweihte

Haine angepflanzt werden ſollten , in welchen auch

die Singvögel den ſo nötigen Schutz finden könn⸗

ten . Inmitten der Bäume ein einfacher Stein , eine

Tafel mit den Namen der Gefallenen ; wo es mög⸗

lich iſt , dürfte auch ein einfaches Brünnloin ange⸗

bracht ſein zur Freude der Vögel . Da eine ſolche

Sache der Oertlichkeit angepaßt ſein müßte , würde

dadurch dieſe einfache Art der Denkmale vielgeſtal⸗

tig werden . Man würde zu dem Hain den Baum

wählen , der in der Gegend am beſten fortkommt :

die Tanne im Gobirge , auch Buche und Eſche , be⸗

ſonders ſchön denke ich mir die Cbereſche , die mit

ihren roten Beeren auch zugleich den Tiſch für die

Vögel beſorgt — Ulme , Linde , Eiche , wo es angeht ,

auch Nußbaum und Kaſtanie .

So dürften ſich über ganz Deutſchland die

kleinen Wäldchen und Baumgruppen verbreiten ,

und ſie würden in ihrer Wirkung bedeutungsvoller

ſein als es eine oſſenproduktion von Kunſterzeug⸗

niſſen ſein kann . Der Gedenkſtein in der Mitte ſoll

ſo prunklos wie möglich ſein , ein unbehauenerFels⸗

block würde vielleicht oft das Beſte ſein — ein Gra⸗

nit , der zu einer Art von Opferſtein erwählt iſt ; es

tönnten auch Säulen , Urnen und Pfoſten ange⸗

bracht ſein , wo bei Feſten , bei Gedenkzeiten Blu⸗

menkränze angebracht werden können .

Am beſten würde es ſein , wenn die Ortsein⸗

geſeſſenen den Schmuck ihres Gedächtnishaines
ſelbſt übernehmen würden , daß er überall als hei⸗

matliche Handwerkskunſt ſich zeigen könnte , es

möchte da viel Urſprüngliches entſtehen , das keiner

Schablone entſprungen iſt .
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Wo Luſt und Geld dazu vorhanden iſt , könn⸗

ten ja auch bedeutende Kunſtwerke in ſolchen Hai⸗
nen aufgeſtellt werden , nur ſollte dies nicht auf

Koſten der Unterſtützung der verſtümmelt zurück⸗
getehrten Krieger und Hinterlaſſenen geſchehen .
Hier liegt eine Pflicht vor , wo auch die Ehrung
unſerer Toten zurückſtehen muß . Man braucht
keine Angſt zu haben vor Geſchmackloſigkeiten , die

aus einer ungenügenden Handwerkerkunſt entſte⸗
hen könnten , die größten Geſchmackloſigkeiten ent —

ſtehen aus den maſſenhaft hergeſtellten Fabrikwa⸗

ren , die hier ihren Einzug halten könnten ; patrio⸗

tiſch angehauchte Gußware , die würde ich tunlichſt
vermeiden . Nur das Eiſerne Kreuz dürfte in Maſ —

ſenherſtellungen als Einheitszeichen dieſer Haine

Opferſteine und Tafeln zieren . Das Eiſerne Kreuz ,
das ſchönſte und volkstümlichſte Sinnbild des durch

Heldenmut und Opfertod erkämpften Sieges des

deutſchen Volkes . Das erhabenſte Zeichen des Op⸗
fertodes für die Menſchheit , für uns Deutſche auch
das volkstümlichſte , wird für die Welt immer das

Kreuz Chriſti ſein . Es würde dem Gedächtnishain ,
als einer Friedensſtätte , aus Kampf und Blut he —
raus errungen , die heilige Weihe geben . Es würde

ein gewaltige Mahnung ſein , daß hier in geiſtiger
Wahroeit ein Frieden herrſcht , der nicht von Welt —

geſchehniſſen abhängig iſt , und der auch die Rache⸗
geiſter , die ſich um ſolche Weiheſtätten anſammeln

möchten , bannen könnte .

Die Gebeine der deutſchen Krieger ruhen weit

und breit in fremden Landen , ihren Geiſt wollen

wir feſtzuhalten ſuchen , er wird uns der Zukunft
entgegenführen .

2 . Sparkaſſenweſen .
10 . Hauptverſammlung des Vereines badiſcher

Sparkaſſenrechner zu Lahr .

Die Zahl der Mitglieder dieſes Vereins be⸗

trügt 125 , anweſend waren 74 Mitglieder . Die

Rechner von nur 17 Sparkaſſen ſtehen dem Verein

noch fern , aber auch ſie hofft man zu gewinnen und

zwar in ihrem eigenen Intereſſe , denn die Vereins⸗

tätigkeit iſt beinahe ausſchließlich auf die Beratung
wichtiger , aus der täglichen Praxis ſich ergebenden
Fragen gerichtet und zweifellos iſt die Wirkung des

Vereins eine ſegensvolle .

Nachdem Herr Direktor Schmelcher des

Herrn Direktor Leſer anläßlich ſeines 30jähri⸗

gen Dienſtjubiläums ehrend und dankend gedacht
und letzerer , ſowie der gleichfalls anweſende Herr

Oberbürgermeiſter Dr . Altfelix⸗Lahr ,
freundliche Begrüßungsworte der Verſammlung
gewidmet hatten , wurde in die Tagesordnung ein⸗

getreten . Sie ſtand in der Hauptſache unter dem

Zeichen des Krieges .

=

Die Eintragung der Zinserhöhung auf Grund

ſpäterer Vereinbarung für ein Hypothekendarlehen .
Dieſe Frage hat bei einer Spartaſſe zu einer ge⸗
richtlichen Entſcheidung geführt . Nach wiederholter

Ablehnung der Anträge der betr . Sparkaſſe und Zu⸗
rückweiſung der Beſchwerde dieſer vom Großh .
Landgericht hat letzteres auf Einreichung einer

abermaligen Beſchwerde vonſeiten der Sparkaſſe ,
die Entſcheidung getroffen , es ſei den Anträgen der

Sparkaſſe zu entſprechen . Hier ſollen nur kurz die

Entſcheidungsgründe , weil ſie von beſonderer Wich⸗
tigteit ſind , angeführt werden :

„ Dieſe Eintragung , deren Nachweis nach for
mellem Grundbuchrecht zur Eintragung der Rechts⸗
änderung nicht nötig iſt , geht vorwiegend dahin , daß
die Hpothek haften ſoll auch für einen den gegen⸗
wärtigen Zinsfuß von 4½ Prozent überſteigenden
Zinsfuß bis zu 6 Prozent und für einen Zinszu⸗
ſchlag von ½ Prozent zu den allgemeinen im Rah⸗
men von 4½ Prozent bis 6 Prozent ſich bewegen⸗
den Zinsfuß , und daß die Zins serhöhung im erſten
Fall abhängig ſein ſoll von einer kü uftigen Ver⸗

einbarung — Gläubiger und Schuldner , im

zweiten Fall zum Teil ebenfalls von dieſer Ver

einbarung , im übrigen aber von dem Eintritt des

Verzugs des Schuldners . Hiernach iſt zwar die

Zinsforderung , hinſichtlich welcher eine Aenderung
der Hypothek eingeragen werden ſoll , eine bedingte ,
bedingt im erſten Fall durch den „den Willen des Gläubigers und des Schuldners ,
im zweiten Falle in der Hauptſache durch den Ver⸗

zug des Schuldners in Erfüllung ſeiner Verpflich⸗
tung zur Zins - und Kapitalzahlng . Die dingliche
Einigung aber und demnach die Hypothek , wie ihre

Eintragung beantragt iſt , iſt eine unbedingte . Daß
eine ſolche Eintragung zuläſſig iſt , iſt bereits in
einer früheren Entſcheidung des Landgerichts ( vom
20 . Januar 1909 Nr . 1786 vgl . bad . Rechtsſprech⸗
ung 1909 Seite 42 ) ausgeführt worden . “

Damit iſt nun erwieſen , daß die Zweifel über
die Zuläſſigkeit der Eintragung einer im Voraus

beſtimmten Höchſtgrenze des Zinsfußes als beſeitigt
gelten können .

Zur Beleihung von Inhaberpapieren .
Eine Sparkaſſe hatte einen Pfandbrief der Rhei

niſchen Hypothekenbank beliehen , der ein Beſtand⸗
teil des Verwahrungslagers und Eigentum der

Rheiniſchen Hypothekenbank und nicht des Verpfän⸗
ders war ; da gleichwohl die Verpfändung ord⸗

nungsgemäß und zu Recht erfolgt war und die
betr . Sparkaſſe keine Kenntnis von den Eigentums⸗
verhältniſſen haben konnte , war ihr Forderungs⸗
anſpruch voll anzuerkennnen . Da der Verpfänder
inzwiſchen in Konkurs geraten war , war auch die

Rückgabe des Pfandbriefes nicht an die allerdings
ausſonderungsberechtigte Hypothekenbank , ſondern
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an den Kontursverwalter zu bewirken .

An eine Kaſſe hatte der Vertreter eines Klä —

gers die Anfrage nach Einlageguthaben des Be —

klagten gerichtet ; der Frage konnte nur inſoweit

entſprochen werden , als bei einer Pfändung nach

§ 840 3 . P .O. ohnehin Auskunft zu geben iſt , d.

h. ob die Forderung anerkannt wird und wer ſonſt

Anſprüche macht oder gepfändet hat .

Verfügungsberechtigung über Einlagen minderjäh⸗

riger Perſonen .
Einer andern Sparkaſſe war auf Anfrage zu

erwidern , daß über Einlagen für Kinder nur der

Einleger verfügungsberechtigt iſt , der ſich dieſe Ver —

fügung vorbehalten hat , ſonſt der Vater , ſolange

ihm nicht die elterliche Gewalt entzogen iſt .

Zur Umwandlung der Tilgungshypotheken bei rück⸗

ſtändigen Tilgungsraten .

Bei Tilgungshypotheken , bei denen , wie das in

ſen “ referierte Herr Direktor Schmelcher in vor —
den Gegenden mit Weinbau des öftern der Fall

iſt , die Tilgungsraten mehrere Jahre im Rückſtand

bleiben , empfiehlt ſich die Umwandlung der Annui —

tätshypothek in eine Sicherungshypothek , um den

Verluſt des Vorrechts für die rückſtändigen Raten

—wie bei den Zinſen — zu vermeiden ; die ( 4⸗

jährige ) Verjährung kann durch Mahnung , Stun⸗

dung oder Klage unterbrochen werden .

Das Betreibungsverfahren während des Krie⸗

ges behandelte Herr Direktor Leſer - Lahr . Er

ſagte einleitend :

„ Der dunkelſte Schatten in dem

ſonſt der freundlichen Farben nicht entbehrenden

Bild unſeres Berufes , der Wermutstropfen in dem

täglichen Becher der Pflicht iſt das Betreibungsver —

fahren ſchon in Friedenszeit und nun gar erſt im

Krieg . Es gilt die Sicherheit der Kaſſe , den geord —

neten Gang der Geſchäfte , die Geſetze einer geſtren —

gen Rechnungsanweiſung zu vereinen mit der

Rückſicht auf den bedrängten , vorübergehend oder

dauernd unvermögenden Schuldner , mit der Erzie —

hung und nötigenfalls mit dem unerbittlichen

Zwang zur Ordnung fahrläſſiger , unverbeſſerlicher

Schuldner ; es gilt klug die Wege zu wählen , die die

Kaſſe nicht von einem Uebel in das andere ſtürzen ,

von der gefährdeten Forderung in den unerwünſch —

ten Eigenbeſitz des Unterpfands . Das iſt nicht leicht

und noch ſchwerer iſt es , eine allgemein gültige Re⸗

gel anzugeben . Wir werden es in jedem Falle zu⸗

erſt und nicht nur einmal , ſondern mehreremal im

Ton crescendo , mit Erinnerung , Mahnung , Dro⸗

hung verſuchen . “

Aus den ſehr intereſſanten Ausführungen he —

ben wir weiter hervor :

Zunächſt wird mit allen Mitteln zu verſuchen

ſein , für die Zinsrückſtände entſprechende Sicher⸗ —

heit zu erlangen . Die Bedingung , daß die Schuld⸗

ner ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung zu un⸗

terwerfen haben , hat ſich als ſehr praktiſch erwieſen

und deren Aufnahme in die Zuſageſcheine der Spar

kaſſe iſt ſehr zu empfehlen . Die Einführung der

Zwangsverwaltung bietet Vorteile dadurch , daß

das Vorrecht für die Zinſen in ſicherer Form ge —

wahrt wird .

Da nach der Praxis der Gerichte die Einkünfte

eines unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldners

in erſter Reihe den nicht bevorrechtigten Gläubi⸗

gern zugewieſen werden , ſo empfiehlt es ſich für die

Sparkaſſen als Hypothekengläubiger überall da , wo

eine Geſchäftsaufſicht beſtellt iſt , ſofort den Antrag

auf Zwangsverwaltung zu ſtellen . “
An die Ausführungen knüpfte ſich noch eine

längere , ſehr belehrende Ausſprache .

Zum Punkte 7 und 8 „ Die dritte Kriegsanleihe

und die Aufbewahrung der Schuldverſchreibungen

zu den Kriegsanleihen durch die Gemeindeſparkaſ⸗

züglichen Ausführungen , die zum Schluſſe ſagen :

1 Helfen Sie aus Ueberzeugung und mit gu⸗

tem Willen mit an der Erzielung eines glänzen⸗

den Ergebniſſes der 3. Kriegsanleihe . Geben Sie die

Einlagen bedingungslos frei und fördern Sie die

Einlegerzeichnungen auf jede Weiſe .

2. Sorgen Sie dafür , daß die Sparkaſſen ſelbſt

möglichſt hohe Beträge auf eigene Rechnung zeich⸗

nen ; Sie fördern damit das Intereſſe der Ihrer

Verwaltung anvertrauten Anſtalten .

3. Nehmen Sie die von Ihren Einlegern ge —

zeichneten Wertſtücke auf Antrag in Verwahrung

und Verwaltung ; Sie wahren damit die Intereſſen

Ihrer Einleger und Ihre eigenen .

Punkt 9 „ Die Sicherung der Schuldſcheindar⸗

lehen durch Eintragung einer Hypohtek auf die

Grundſtücke des Schuldners oder der Bürgen “ be⸗

handelte Herr Kleinn - Durlach eingehend , zu dem

Schluſſe kommend , daß die Eintragung einer Siche⸗

rungshypothek und die entſprechende Abfaſſung des

Inhaltes Schuldurkunde vollauf genügend ſind .

Der Verſammlungsbericht enthält die vollſtän⸗

digen Ausführungen und ihnen ſind noch Formu⸗

lare beigegeben .

Pfandbriefanſtalten in Verbindung mit Sparkaſſen .

Eine ganze Reihe deutſcher Städte iſt , wie die

Spar⸗Korr . ſchreibt , in den letzten Jahren mit der

Gründung von eigenen Hypothekenanſtalten vor⸗

gegangen . Während für einige die Betriebsmittel

durch ſtädtiſche Anleihen aufgebracht werden , ge⸗

ben andere durch eigene Papiere unter beſonderer

Bezeichnung aus , für welche die Stadt die Garan⸗

tie übernommen hat . Engere Beziehungen zur

Verwaltung der ſtädtiſchen Sparkaſſe pflegen nicht

zu beſtehen . Die Sparkaſſen unſerer größeren

Städte ſind heute durchweg große Inſtitute mit



umfangreichem , gut geſchultem Beamtenapparat .

Sie ſind infolge ihres großen Hyypothekenbeſitzes

durchaus beſchlagen in dieſem Geſchäftszweig . Es

läge deshalb nahe , ein neu zu grünendes Pfanbrief

inſtitut mit der Sparkaſſe zu vereinigen . Natürlich

müßten beide Inſtitute vollkommen ſelbſtändig ver —

waltet werden . Dies bietet aber keine Schwierig —
keiten . In der Zeitſchrift für Wohnungsweſen ver —

weiſt Landesbankrat H. Reuſch in Wiesbaden als

Beiſpiel für eine ſolche Vereinigung auf die Naſ⸗
ſauiſche Sparkaſſe in Wiebaden , die beide von der

Direktion der Naſſauiſchen Landesbank gemeinſam

verwaltet werden . Hier iſt allerdings nicht das Hy⸗
pothekeninſtitut der Sparkaſſe angegliedert worden ,

ſondern umgekehrt . Daß man bei den ſtädtiſcher

Sparkaſſen und Hypothekeninſtituten nicht ahnlich
verfährt , muß , nach Anſicht von Reuſch , um ſo

mehr wundernehmen , als in Oeſterreich , dem

dem das Sparkaſſenweſen die meiſte

Aehnlichkeit mit dem deutſchen zeigt , es ganz ge⸗

bräuchlich iſt , an eine Sparkaſſe ein Pfandbrief

inſtitut anzugliedern . Die behannteſten ſind die

Pfandbriefanſtalt der Steiermärtiſchen Sparkaſſe

in Graz , die Pfandbriefanſtalt der Erſten Oeſter

reichiſchen Sparkaſſe in Wien , die Pfandbrirfan⸗
ſtalt der Böhmiſchen Sparkaſſe in Prag und die

Pfandbriefanſtalt der Prager Städtiſchen Spar⸗

kaſſe . Dieſes Syſtem der Angliederung von Pfand

briefinſtituten an Sparkaſſen habe zweifellos man⸗

che Vorzüge . Mit den lombardfähigen mündel⸗

ſicheren eigenen Pfandbriefen könne die Sparkaſſen⸗

verwaltung ihre Liquidität verbeſſern , indem die

Sparkaſſenhypotheken an die Pfandbriefanſtalt ab

trete . Andererſeits habe die Pfandbriefanſtalt den

Vorteil , ſtets Gelder der Sparkaſſenabteilung vor —

übergehend zur Verfügung zu haben , wenn der

Abſatz der Pfandbriefe langſam vor ſich gehe . Die

ſer ſelbſt werde durch die Sparkaſſe gefördert , die

die Einloger von großen Spareinlagen veranleſſ⸗

ſen könne , einen Teil der letzteren in Pfandbriefe

umzuwandeln . Auf Grund ſeiner weiteren Dar —

legungen in der genannten Zeitſchrift kommt

Reuſch zu dem Schluſſe , daß in Oeſterreich die An —

gliederung von Pfandbriefanſtalten an Sparkaſſen

ſeit langem und häufig erfolgt iſt . Das Vorgehen
der Stadt Wien in der neueſten Zeit ſpreche dafür ,

daß man mit dieſem Syſtem durchaus gute Erfah⸗

rungen gemacht habe . Der Verfaſſer ſchließt daran

die Empfehlung , auch bei uns gleiche Bahnen zu

betveten . Die Errichtung einer ſtädtiſchen Hypo⸗

thekenanſtalt werde ſich dann recht einfach geſtalten .

Lande , in

Engerer Zuſammenſchluß der deutſchen und öſter⸗

reichiſch⸗ungariſchen Sparkaſſenverbände .

Zu der Frage eines engeren wirtſchaftlichen
Bundes Deutſchlands und Oeſterreich - Ungarns ha⸗

I ben türzlich in Dresden Ausſchußmitglieder des

und des Reichsver

Sparkaſſen in Oeſterreich bei An⸗

weſenheit der Vorſitzenden beider Verbände in ge⸗

meinſamer Beſpr

Einverſtändnis darüber , daß der

eutſchen

bandes deutſcher

hnug Stellung genommen . Es

Zuſam⸗

von allen Kreiſen ge⸗

fördert werden muß . Auf den Arbeitsgebieten der

Sparkaſſen als bedeutender Kreditanſtalten wird

eine gleichmäßige Ausgeſtaltung zu erſtreben ſein ,

insbeſondere in der Erleichterung des Zahlungs

verkehrs , des Hypothekenweſens , der inneren Kolo —

niſation , des Kleinwohnungsweſens . Die Verbände

Anſchluß an die gemeinſchaftlichen Wirt —

ſchaftsverbände nehmen und ein Programm für die

Zuſammenarbeit aufſtellen .

herrſchte

menſchluß notwendig iſt und

wollen

Die Bemeſſung des Wertes der Wertpapiere der

Sparkaſſen auf den 31 . Dezember betreffend .

Unſer Erlaß vom 21. Dezember 1914 Nr .

59 600 gilt auch für das Rechnungsjahr 1915 .

Da jedoch zu erwarten iſt , daß nach Wieder —

eröffnung der Börſe die Kurſe der zu 3, 3½ und 4

Prozent verzinslichen Inhaberpapiere infolge des

Anſteigens des Zinsfußes und der Bedingungen der

Kriegsanleihe gegenüber dem Stand vom 31 . De⸗

zember 1913 einen Rückgang aufweiſen werden , iſt
da uf hinzuwirken , daß die Sparkaſſen einen an⸗

gemeſſenen Teil des erzielten Ueberſchuſſes zu be⸗

ſonderen Rücklagen oder zur Stärkung des Reſer⸗

vefonds über den ſatzungsmäßigen Betrag hinaus

verwenden , um mit dieſen Mitteln ſpäter feſtge
ſtellte Kursrückgänge ausgleichen zu können .

Die Börſenvorſtände in Frankfurt a. M. und

Berlin haben zum Zwecke der Erledigung von Ver⸗

pflichtungen aus Termingeſchäften auf Ende No⸗

vember 1915 den Anrechnungskurs für Zprozentige
deutſche Reichsanleihe auf 70 Prozent feſtgeſetzt
( Frankf . Ztg . Nr . 320 , Morgenblatt und 323 , 1.

Morgenblatt ) .

Darnach ergäbe ſich verhältnismäßig ein Kurs

von 81,6 für 3½½prozentige und von 93,3 für 4⸗

prozentige Papiere .
Es dürfte ſich empfehlen , daß die Sparkaſſen

der Bemeſſung der Kursrücklagen dieſe Kurſe zu
Grunde legen .

( Erlaß Großh . Miniſteriums des Innern vom
12 . 15 Nr . 52 170) .

6 . Sonſtiges .
Ueber kommunale Finanzfragen

ſchreiben die Leipziger N. Nachr . :

Staat und Gemeinde müſſen jetzt zum zwei⸗
tenmale in einer Zeit , in der ſchwere Kriegsſtürme
über das Land hinwegbrauſen , ihr Haus für ein



neues Verwaltungsjahr beſtellen , die finanzielle

Grundlage feſtlegen , auf der im Jahre 1916 die

Verwaltungen arbeiten können , und den Rahmen

beſtimmen , innerhalb deſſen ſich das wirtſchaftliche

Leben von Staat und Stadt bewegen ſoll . Noch

wiſſen wir nicht , wann das glückliche Ende unſeres

titanenhaften Ringens um des Deutſchen Reiches

Ehre und Beſtand kommen wird . Die öffentlichen

Körperſchaften müſſen deshalb ihre Haushaltspläne

für 1916 unter Annahme der Fortdauer des Krie

ges aufſtellen , unter voller Berückſichtigung ſaller

wirtſchaftlicher und finanzieller Einflüſſe der

Kriegszeit .

Schon bei der Aufſtellung des Etats für das

vergangene Jahr haben die Gemeinden im Gegen

ſatz zu Reich und Staat „ Kriegsetats “ aufgeſtellt ,

in denen alle durch den Krieg hervorgerufenen Ein —

nahmeausfälle ſorgfältig berückſichtigt wurden ,

während man die Ausgaben der Kriegsfürſorge

vorläufig auf den außerordentlichen Etat verrech —

nete . Dadurch ſetzten ſich die ſtädtiſchen Körper —

ſchaften in die Lage , rechtzeitig kinerſeits durch

möglichſt ſparſamen Haushalt das Defizit zu ver⸗

ringern und andererſeits den noch verbleibenden

Fehlbetrag im ordentlichen Haushalt auch durch

ordentliche Einnahmen , durch Erhöhung der Steu

ern , zu decken . Bei Aufſtellung eines „ Friedens⸗

etats “ wäre die Deckung des Fehlbetrages auf die

Zeit nach der Feſtſtellung der Jahresrechnung ver

ſchoben worden . Dann hätte es keinen anderen

Ausweg gegoben , als das Defizit durch außeror

dentliche Einnahmen , durch Aufnahme von Anlei —

hen , zu decken . Es genügt ſchon , wenn der bei allen

Städten zu erwartende Fehlbetrag bei der Rech

nung des Jahres 1914 durch außerordentliche Ein
nahmen gedeckt werden muß . Dieſe kluge und be⸗

währte Finanzpolitit wird auch den Gemeinden

bei der Aufſtellung des neuen Etats zur Richtlinie

dienen . Dieſer Grundſatz führt angeſichts der gro

ßen Einnahmeausfälle von ſelbſt zur größten Spar —

ſamkeit bei der Etatsaufſtellung , wodurch der Fi

nanzausgleich , das Beſtreben , die Einnahmen mit

den unbodingt nötigen Ausgaben in Einklang zu

bringen , weſentlich erleichtern wird . Ihr beſonde

res Augenmerk müſſen die ſtädtiſchen Verwaltun⸗

gen darauf richten , ob nicht gerade bei den größten

Ausgabepoſten , bei den Bau⸗ , Schul - und Schul⸗

denetats , namhafte Erſparniſſe gemacht werden

können . Der koſtſpielige Ausbau der Straßen ,

Stadterweiterungen , der Bau neuer Schulhäuſer

iſt wenigſtens jetzt während der Kriegszeit möglichſt

zu vermeiden . Um eine bedeutende Vermehrung

der Ausgaben für Verzinſung der Schulden zu ver —

hindern , hat die Vereinigung der Finanzdezernen —

ten größerer deutſcher Städte Ende Auguſt v. Is .

mit Recht beſchloſſen daß einſtweilen die Verzin⸗

ſung der großen Kriegsfürſorgeausgaben aus den

Anleihemitteln zu leiſten iſt .

Die Einflüſſe des Krieges auf die Einnah⸗

men der Gemeinden ſind im einzelnen ſehr ver —

ſchieden . Viele Gemeinden , deren Wirtſchaftsleben

brach lag , hatten in der erſten Kriegszeit ſowohl

bei ihren Betriebsüberſchüſſen wie bei den Steuer

erträgniſſen bedeutende Ausfälle , während eine

Reihe von Städten den Einfluß des Krieges bei

weitem nicht ſo ſtark verſpürten . Es ſei hier nur

an Hamburg und Bremen , die Kriſtalliſations

punkte des deutſchen Welthandels , einerſeits und

Eſſen , Düſſeldorf , die Hauptſitze unſerer Induſtrie ,
ſowie an die Feſtungsſtädte andererſeits erinnert .

Dieſe ſcharfen Gegenſätze haben ſich ja glücklicher

weiſe im weiteren Verlauf der Kriegszeit gemildert .

Ueberall wurde , ſoweit es nur möglich war , das

Wirtſchaftsleben den Zwecken der Landesveretidi

gung und der Sicherung der Voltsernährung
dienſtbar gemacht . Viele Gemeinden haben daher

im zweiten Kriegsjahr mit weſentlich verminderten

Ausfällen zu rechnen . Die Einnahmen der wirt⸗

ſchaftlichen Betriebe , der Gas - und Elektrizitäts⸗

werke , ſind wieder geſtiegen , die Straßenbahnen

und die Häfen haben wieder einen faſt normalen

Verkehr . Von den Steuern erleidet allerdings die

wichtigſte Steuerquelle , die Einkommenſteuer , viel⸗

leicht noch ſtärkere Ausfälle als im erſten Kriegs⸗

jahr 1915 . Die Zahl der Kriegsteilnehmer iſt we⸗

ſentlich höher , was weitere Steuerabgänge und

Steuerbefreiungen zur Folge hat . Die Verkehrs

ſteuern , die Umſatz - und die Wertzuwachsſteuer

werden auch im neuen Jahre keinen erhöhten Zu

wachs aufweiſen können .

Bei Abgleichung der ſämtlichen Einahmen und

Ausgaben wird ſich zweifellos bei allen Gemein —

den ein Fehlbetrag ergeben . Wie ſollen nun

die noch fehlenden Einnahmen beſchafft werden ,

ohne daß die Bürgerſchaft durch gerade in dieſer

Kriegszeit möglichſt zu vermeidende üboermäßige

Steuererhöhung belaſtet wird ? Dieſe jetzt wich —

tigſte finanzpolitiſche Frage wurde bei der Feſt⸗

ſetzung des Etats für das Jahr 1915 folgender⸗

maßen gelöſt . Man hat zunächſt eine Reihe Fonds

für verſchiedene Zwecke geringer oder überhaupt

nicht dotiert . Dieſe Maßnahme lag am nächſten

In Notzeiten , wie es doch Kriegs eiten ſind , geht es

nicht an , noch an allen Ecken und Enden Vermögen

zwecks Verwendung in der Zukunft anzuhäufen .

Man unterließ ferner früher vielfach ſehr reichlich

betriebene Abſchreibungen auf Grundbeſitz und

Maſchinen ſund vorgeſehene außerordentliche Til⸗

gungen . Dagegen wurden die regelmäßigen Schul⸗

dentilgungen in vollem Umfange wie in Friedens⸗

zeiten bewirkt . Dies trug nicht wenig zur Stär⸗

kung des Anleihekredits der Gemeinden bei . Alle

*
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zur Verfügung ſtehenden Reſerven ( Fonds , Ab —

ſchreibungen ) wurden aber bei dem letztjährigen

Etatsausgleich nur zum Teil in Anſpruch genom —

men , während ein weſentlicher Teil des Fehlbe⸗

trags durch Steuererhöhungen gedeckt wurde , und

zwar durch Erhöhung des Einkommensſteuerzu —
ſchlags um 20 bis 30 Prozent . Dieſe kluge , und die

Zukunft ſchon berückſichtigende Finanzpolitik er⸗

weiſt ſich bei der jetzigen Aufſtellung des neuen
Etats als ſehr ſegensreich . Die Gemeinden verfü —

gen auch jetzt über Reſexrven und ſind auch jetzt
nicht gezwungen , den Fehlbetrag nur durch Steu —

ererhöhungen zu decken . Dieſe drücken jetzt noch
weſenlich mehr als im Vorjahre , da auch diesmal
die Bundesſtaaten nicht mehr wie im Vorjahre den

Fehlbetrag auf den Anleiheetat übernehmen , ſon⸗
dern auch „ Kriegsetats “ aufſtellen und den Fehl —
betrag durch Zuſchläge zur Einkommenſteuer decken .
Gemeinde und Staat ſtellen alſo zurzeit erhöhte

Anforderungen an den Steuerzahler . Deshalb müſ⸗
ſen die etwa notwendig werdenden Steuererhö⸗

hungen beſonders gewiſſenhaft und auf das ſorgfäl⸗
tigſte geprüſt werden und dürfen nicht von den

Verwaltungen lediglich mit einem bedauerlichen
Achſelzucken abgetan werden Die Bürgerſchaft
wird gewiß , wenn es eben unbedingt nötig iſt , ihre
Pflicht tun und in ihrem Opfermut nicht hinter
ihren im Felde kämpfenden Angoehörigen zurück⸗
ſtehen , ſie wird angeſichts deren Blutopfer gern und

willig weitere Geldopfer bringen . Sie hat auch

zweifellos das vollſte Verſtändnis für die ſchwie —

rigen und zahlreichen Aufgaben der Gemeinde —

Verwaltungen während der Kriegszeit . Sie kann

aber auch deshalb verlangen , daß man nur das

zurzeit unbedingt Notwendigſte von ihr fordert .
In dieſer Erkenntnis kamen auch die Finanzdezer⸗
nenten der Großſtädte zu der Anſicht , daß zur

Vermeidung einer übermäßigen Erhöhung der

Steuerzuſchläge eine Erhöhung der Gebühren und

insbeſondere der Tarife der gewerblichen Betriebe ,
der Waſſer⸗ , Gas⸗ und Elektrizitätswerke , zu emp⸗

fehlen ſei . Dadurch wird die Verteilung der kom⸗

munalen Kriegslaſten auf möglichſt viele Schultern

ermöglicht und auch der ſpätere wirkliche Eingang
aller Einnahmen geſichertſſ Unter dieſen Voraus⸗

ſetzungen können die von den Verwaltungen ent⸗

worfenen Etats bei den berufenen Vertretern der

Bürgerſchaft keine Einwände erfahren , und wie im

Vorjahre im Zeichen des Burgfriedens einſtimmig
und ohne weſentliche Debatten zur Annahme ge⸗

langen .

Witwenrente und Witwengeld nach der Reichsver⸗

ſicherungsordnung .

Dr . Hans Lieske , Leipzig .
Die Reichsverſicherungsordnung hat eine Reihe

von Perſonen , z. B. Arbeiter , Dienſtboten , Be⸗
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triebsbeamte und andere Angeſtellte in gehobener

Stellung verpflichtet , der Invalidenverſicherung

anzugehören , alſo um den im Verkehr üblichen

Ausdruck zu gebrauchen zu kleben . Andere Per⸗

ſonen unterliegen zwar nicht der Verſicherungs⸗
pflicht , das Geſetz geſtattet ihnen aber , ſich freiwil⸗
lig zu verſichern . Hier pflegt man von Solbſtver —

ſicherung zu ſprechen .

Werden ſolche Perſonen invalide , ſo erhalten

ſie bekanntlich Invalidenrente . Vorausſetzung iſt
dabei aber , daß ſie die vorgeſchriebene Wartezeit
erfüllt d. h. eine beſtimmte Anzahl von Wochen —

beiträgen durch Einkleben der Marken in die Quit⸗

tungskarte geleiſtet haben . Dieſe Wartezeit iſt ver⸗

ſchieden bemeſſen , je nachdem die Wochenbeiträge
auf Grund der Verſicherungspflicht oder auf Grund

der freiwilligen Verſicherung geleiſtet ſind . Hat

nämlich jemand auf Grund der Verſicherungspflicht
mindeſtens 100 Marken geklebt , ſo dauert die

Wartezeit nur 200 Beitragswochen ; in allen andern

Fällen dauert ſie 500 Beitragswochen . Ein Bei⸗

ſpiel : Eine Frau war 2 Jahre gleich 104 Wochen
Dienſtbote . Sie ſcheidet dann aus ihrem Platze aus ,
hilft im elterlichen Haushalte , klebt aber freiwillig
noch 100 Wochen weiter . Dieſe Frau hat im Falle
der Invalidität einen Anſpruch auf Invalidenrente
Denn ſie hat über 100 Marken auf Grund ihrer

verſicherungspflichtigen Stellung als Dienſtbote
und im ganzen über 200 Marken geklebt . Hätte
die Frau nur ein Jahr als Dienſtbote gedient und
ſomit nur 52 Marken auf Grund ihrer Verſiche⸗
rungspflicht geklebt , ſo müßte ſie , um einen An⸗
ſpruch auf die Invalidenrente zu erlangen , weitor⸗
kleben bis zur Erreichung von 500 Marken .

Stirbt nun ein verheirateter Mann , der Inva⸗
lidenrente bezogen hat oder wenigſtens ſoviele
Beiträge geleiſtet hat , daß ihm die Anwartſchaft
auf die Rente zuſteht , ſo ſoll ſeine Witwe nicht ohne
Hilfe ſein . Sie erhält unter beſtimmten Voraus⸗

ſetzungen eine Witwenrente oder ein Witwengeld .
Die Witwenrente iſt , wie ſchon der Name ſagt , eine

fortlaufende , wiederkehrende Unterſtützung ; das

Witwengeld iſt eine einmalige Entſchädigung . Die
Witwe hat nicht die Wahl zwiſchen den beiden , ſon⸗
dern das Geſetz beſtimmt , wann Witwenrente und
wann Witwengeld zu gewähren iſt .

Außerordentlich wichtig iſt nun — und darü —
ber beſteht bei den beteiligten Frauen große Un⸗
klarheit — daß die Witwenrente nur der dau⸗
ernd invaliden Witwe eines verſtorbenen
Verſicherten zuſteht . Es iſt alſo nicht ſo, daß nach
dem Tode eines Invalidenrentenempfängers oder
eines Mannes , der wenigſtens die Anwartſchaft auf
die Rente hatte , ſeine Witwe ohne weiteres in den

Bezug der Witwenrente eintritt . Sie bekommt die
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Rente vielmehr erſt von dem Zeitpunkt an , wo ſie
dauernd invalide iſt .

Wann aber iſt eine Witwe invalide ? Dieſe

Frage hat ſchon zu zahlreichen Streitigkeiten ge⸗

führt und wird auch in Zukunft zu immer neuen

wicklungen Anlaß geben . Das Geſetz ſagt : Als

invalide gilt die Witwe , die nicht imſtande iſt ,

durch eine Tätigkeit , die ihren Kräften und Fähig⸗
keiten entſpricht und ihr unter billiger Berückſichti⸗

ung ihrer Ausbildung und ihrer bisherigen Le —

bensſtellung zugemutet werden kann , ein Drittel

deſſen zu erwerben , was körperlich und geiſtig ge —

ſunde Frauen derſelben Art mit ähnlicher Ausbil⸗

dung in derſelben Gegend durch Arbeit zu verdie —

nen pflegen .

wie viele Dinge die über die Ge —

entſcheidende Behörde

htigen ſoll . Es kommt hier alles darauf an ,

daß die Behörde mit möglichſt großem Verſtändnis

die Verhältniſſe prüft .

Man ſieht ,

ung der Witwenrente

Viele Frauen aus den Bevölkerungskreiſen,
die für die Invalidenverſicherung in Betracht kom⸗

men , ſind nie erwerbstätig geweſen . Ihre einzige
Beſchäftigung war die Beſorgung des Hausſtandes .
Es iſt klar , daß ſolche Frauen , wenn ihr Mann

3
70 ſie ſich nach Arbeit umſehen , nur ſchwer

eine Verdienſtmöglichkeit haben . Dabei kann ſelbſt⸗

erſtändlich einer Frau auch nicht jede Arbeit zu⸗

gemutet werden , ſondern es iſt Rückſicht auf ihre

Lebensſtellung zu nehmen .

Stirbt z. B. ein Arbeiter , deſſen Frau bisher

lediglich ſein Hausweſen verſorgt hat , ſo wird die

Verſicherungsbehörde zu unterſuchen haben , ob der

Witwe nunmehr zugemutet werden kann , daß ſie

ſelbſt einem Erwerbe nachgeht . Die Behörde wird

das unbedenklich bejahen . Demgemäß wird ſie der

Witwe eine Witwenrente nur dann zuſprechen ,
wenn ſie außerſtande iſt , durch Beſchäftigung als

Fabrikarbeiterin oder als Tagelöhnerin oder auch
als Dienſtbote ein Drittel des Betrages zu erwer —

ben , den geſunde Frauen in derſelben Gegend
durch derartige Arbeit zu verdienen pflegen .

Beanſprucht die Witwe eines Verſicherten , der

eine höhere Lebensſtellung bekleidet , eine Witwen⸗

rente , ſo werden in der Regel die Verhältniſſe an⸗
ders liegen . Wäre z. B. die Witwe eines Privat⸗
förſters an ſich noch fähig , ein Drittel des Betrages
zu verdienen , was geſunde Frauen durch Fabrik⸗
arbeit zu verdienen pflegen , ſo wird das ohne Be⸗

deutung ſein . Die Behörde muß vielmahr prüfen ,
ob die Förſterswitwe etwa die Tätigkeit einer

Haushälterin , einer Empfangsdame , einer Buch⸗
halterin ausüben kann . Ergibt ſich, daß ſie eine

derartige Beſchäftigung nicht übernehmen kann,
ſo iſt ihr die Witwenrente zu gewähren .

Hat nun die Frau bcereits die

invalidenverſicherungs

pflichtigen kommt es häufig vor , daß
Mann und Frau kleben, daß alſo beide die Anwart⸗
ſchaft auf die Invalidenrente erwerben können .

Anwartſchaft auf die

eigene Invalidenrente erworben und ſtirbt ihr

Mann , ſo bekommt ſie keine Witwenrente , aber als

Fnitnees dafür ein Witwengeld . Das Wit⸗

wird der Witwe eines Verſicherten alſo
deshalb gewährt , weil ſie wegen ihrer eigenen In⸗
validenrente eine Witwenrente nicht beziehen kann ,
weil ſie aber immerhin aus den geleiſteten Beiträ —

gen ihres verſtorbenen Mannes auch einen Vorteil

haben ſoll. Man begegnet in den beteiligten Krei —

ſen in dieſer Beziehung häufig dem Irrtum , als

ob das Witwengeld überhaupt in allen Fällen ge⸗

währt werden müſſe , wenn nur der verſtorbene
MNann Beiträge geleiſtet habe . Das iſt natürlich

nicht richtig . Die Gewährung eines Witwengeldes
kann immer nur dann in Frage kommen , wenn

auch die Frau geklebt hat .

Wichtig iſt auch die Beſtimmung , daß der An —

ſpruch auf das Witwengeld erliſcht , wenn er nicht
innerhalb eines Jahres nach dem Tode des Ehe —

mannes geltend gemacht wird . Wer alſo nach den

obigen Ausführungen einen Anſpruch auf Witwen⸗

geld zu haben glaubt , tue ſich beizeiten darum um

Schließlich ſei noch darauf hingewieſen , daß
die Witwenrente wegfällt , wenn die Witwe ſich
wieder verheiratet .

In den Kreiſen der

Offerte , Offertenerklärung , Einigung der vertrag⸗
ſchließenden Parteien .

Ein Vertrag kommt nach §S 151 BGB . durch
die Annahme des Antrags zuſtande , ohne daß die

Annahme dem Antragenden gegenüber erklärt zu
werden braucht , wenn eine ſolche Erklärung nach

der Verkehrsſitte nicht zu erwarten iſt oder der An⸗

tragende auf ſie verzichtet hat . Hiernach kommt ein

Vertrag durch Angebot und Annahme des Ange⸗
bots rechtlich zuſtande . Die Erklärung der An⸗

nahme “ dem Antragenden gegenüber iſt prinzipiell
nicht immer nötig und ohne Annahmesrklärung
kommt ein Vertrag immer dann zuſtande , wenn der

Antragende auf ſie verzichtet hat und wenn eine

Annahmeerklärung nach der Verkehrsſitte nicht zu
erwarten iſt . Fälle dieſer Art ſind ebenſo wichtig
wie in der rechtlichen Würdigung ſchwierig . Wenn

ich beiſpielsweiſe auf der Reiſe auf heute Abend

ein Zimmer im Hotel telegraphiſch oder telepho⸗
niſch beſtelle , da ich mit dem D⸗Zug um ſo und ſo

viel Uhr dort eintreffe , ſo kommt der Vertrag zu⸗

ſtande , wenn der Hotelier den Auftrag gibt , das

Zimmer für mich bereit zu ſtellen .
Wenn ich einem Zigarrenlieferanten ſchreibe ,

er möge mir 500 Stück von der und der Marke ſen⸗



den , ſo erwarte ich ſelbſtverſtändlich nicht erſt die

Annahme meines Auftrags ſeitens des Lieferanten ,
ſondern ich ſehe der Zuſendung der Zigarren mit

Rechnung entgegen . In dieſem und in zahlreichen
anderen Fällen iſt eine ausdrückliche Annahme⸗Er⸗

klärung für das Zuſtandekommen des Vertrags
nicht nötig . Das wolle jeder , der Offerten macht ,
bedenken und in jedem Einzelfalle die Verkehrs⸗

ſitte prüfen . Dann wird er vor unliebſamen Ueber⸗

raſchungen geſichert ſein . In zweifelhaften Fällen

empfiehlt es ſich, ausdrücklich um die Erklärung der

Annahme bezw . Ablehnung zu erſuchen , wenn man

Wert darauf legt , „ im klaren zu ſein “, denn beim

Abſchluß eines Vertrags gilt als oberſter Grundſatz ,
daß die Parteien einig ſind , insbeſondere bei einem

Kaufvertrag muß zweifelsfrei feſtſtehen , was Ge⸗

genſtand des Vertrages iſt , was gekauft wird . Wenn

der Käufer etwas anderes gemeint hat , als was

der Verkäufer ihm verkaufen wollte , ſo hat eine

Einigung nicht ſtattgefunden , ein Vertrag iſt nicht
zuſtande gekommen , Erfüllung kann nicht verlangt
werden . Ein intereſſantes Beiſpiel dafür iſt folgen⸗
der Fall :

Ein Ingenieur beſtellte bei einer Buchhand⸗
lung das „ Handbuch der Ingenieurwiſſenſchaften “
zum Geſamtpreis von etwa 400 J . Der Buch⸗
händler überſandte ihm darauf eine Rechnung lau⸗

tend : „ Sie empfangen 1 Handbuch für
ra . 420 / . — Die noch nicht vorliegenden Bände

werden nach Erſcheinen nachfolgen . “ Nachher ließ
er dem Ingenieur eine Anzahl Bände mit einer

Rechnung über 450 %/ zugehen . Dabei ergab ſich ,
daß von den bereits erſchienenenBänden nicht weni⸗

ger als ſechs fehlten . Der Ingenieur verweigerte
deshalb die Bezahlung der Rechnung und erſuchte
die Buchhandlung um Zurücknahme der zugeſand⸗
ten Bücher . Er war der Anſicht geweſen , daß er

für etwa 400 % das ganze Handbuch der Ingeni⸗
eurwiſſenſchaften geliefert erhalte . Der Buchhänd⸗
ler erhob Klage auf Zahlung ; das Gericht wies aber

die Klage ab , indem es annahm , daß die Parteien

ſich über einen weſentlichen Punkt des Vertrags
nicht einig geweſen ſind , denn der Buchhändler
wollte für etwa 400 / nur eine Anzahl von Bän⸗

den des Werkes liefern , während der Ingenieur

glaubte , für etwa 400 „1W das ganze Werk zu erhal⸗
ten . Es fehlte alſo an einer Willensübereinſtim⸗

mung , ein Vertrag war deshalb nicht abgeſchloſſen
worden . Ph . Häfner .

Die Hinterbliebenenverſorgung Kriegsgefallener .

Der geſchäftsführende Ausſchuß des Verbandes

der mittleren Städte Badens hat eine Eingabe an

das Gr . Miniſterium des Innern gerichtet mit der

Bitte , darauf hinzuwirken , daß in allen Fällen , in

denen éein noch nicht ruhegehaltsberechtigtes Mit⸗

glied der Fürſorgekaſſe auf dem Felde der Ehre ge⸗

fallen iſt , den etwaigen Hinterbliebenen guttats⸗

weiſe die Witwen - und Waiſenverſorgung gewährt
werde . Das genannte Miniſterium wäre bereit ge —

weſen , dem Wunſche zu entſprechen , fand aber bei

näherer Prüfung ein Hindernis darin , daß nach

Auffaſſung der Militärverwaltung die den Hinter⸗

bliebenen eines Staats⸗ oder Gemeindebeamten be⸗

willigte Verſorgung auch dann , wenn ſie nur gut

tatsweiſe gewährt wird , als eine Verſorgung „ aus
der Beſchäftigung eines Verſtorbenen im Zivil⸗
dienſt “ gilt und auf die „ allgemeine Verſorgung “
aus Militärmitteln aufgerechnet wird . Hienach
würde , da die „ allgemeine Verſorgung “ aus Mili⸗

tärmiteln bei allen Kaſſenmitglidern mit weniger
als 1700 Mark Einkommensanſchlag die Leiſtung
ver Fürſorgekaſſe überſteigt , in weitaus den meiſten

Fällen eine Verbeſſerung der Lage der Hinterblie⸗
benen gar nicht eintreten , ſondern lediglich die

Reichskaſſe zu Laſten der Fürſorgekaſſe entlaſtet

werden . Aus dieſem Grund und zugleich mit Rück⸗

ſicht darauf , daß in beſonderen Fällen weitere Zu⸗
wendungen aus Militärmitteln nachgeſucht werden

können , erklärte ſich das Miniſterium außerſtande ,

die gegebene Anregung weiter zu verfolgen , ſtellte

aber zugleich dem Gr . Verwaltungshof anheim , in

Fällen der gedachten Art an Hinterbliebene von

Kaſſenmitgliedern im Falle beſonderen Bedürf⸗

niſſes oder dringender Notlage auf Anſuchen ein

malige Beihilfen im Wege der Freigebigkeit zu ge⸗

währen . Der geſchäftsführende Ausſchuß war der

Anſicht , daß man nach Lage der Sache ein weiter⸗

gehendes Verlangen nicht mehr ſtellen könne .

Familienunterſtützungen .
Nach der dem Reichstag vorliegenden Denk —

ſchrift über die wirtſchaftlichen Maßnahmen aus
Anlaß des Krieges beliefen ſich die gezahlten Min⸗
deſtſätze an Familienunterſtützungen im Auguſt
1914 auf beinahe 27 Millionen Mark , im Septem⸗
ber 1915 auf 94 Millionen Mark . Die Steigerung
beruht zumteil auf der erhöhten Heranziehung der

Kriegspflichtigen , zum nicht geringen Teil aber
auch darauf , daß im Wege der Verwaltungsanord⸗
nung der Preis der unetrſtützungsberechtigten Fa
milien ſtändig erweitert worden iſt .

Verpflegungsgeld für Urlauber .

Das Kriegsminiſterium hat vor einiger Zeit
verfügt , daß mit Freifahrt beurlaubte Unteroffi⸗
ziere und Mannſchaften vom 21 . Dezember ab täg⸗
lich 150 / Verpflegungsgebühr erhalten . Die

Auszahlung für die ganze Urlaubsdauer ſollte vor
Antritt des Urlaubs erfolgen .

Ein netter Herr Großrat .
Von einem konſervativen Mitglied des Gro⸗

ßen Rats in Sins ( Schweiz ) berichten die aargaui⸗



ſchen Blätter , daß er ſeit 2 Jahren teine Sitzung des

Rates mehr beſucht habe . Er hat auch ſeine Gründe

dazu . Wie nämlich im Rechenſchaftsbericht des Re —

gierungsrates ausgeführt iſt , hat der Mann , Sut⸗

ter - Käppeli heißt er , als Gemeinderat und Präſi —

dent der Schulhausbaukommiſſion Sins ſich das

Amt des Kaſſiers dieſer Kommiſſion angemaßd ,

ohne gewählt worden zu ſein . Als ſolcher habe er

dann für den Schulhausbau auf der Bank 7400

Fr . bozogen , welche zu den zu machenden Ausga⸗
ben in keinem Verhältnis ſtunden . Dieſe Summe ,

deren Fehlen er zugeben mußte , müſſe er für ſeine

perſönlichen Bedürfniſſe verwendet haben . Er habe

auch während der ganzen Rechnungsperiode be —

ſtändig Geldbeträge aus der Schulhausbaukaſſe be⸗

zogen und im eigenen Nutzen verwendet und mit

dem öffentlichen wie mit dem eigenen Gute gewirt —
ſchaftet . Durch ſein inkorrektes Benehmen verur —

ſachte er der Gemeinde einen Zinsausfall von

1230 . 72 Fr . Dann aber kommt das Intereſſan

teſte : Die Staatsanwaltſchaft fand , daß der unge —

treue Gemeindebeamte als Kaſſier nicht ins Recht

gefaßt werden könne , weil er als ſolcher nicht ge —

wählt war . Aber auch als Gemeinderat könne er

nicht belangt werden , da die Kaſſaführung eine

ſelbſtändige Funktion geweſen ſei, die nicht mit

dem Gemeinderatsamt zuſammenhing . Der Ange —

ſchuldigte habe deshalb die inkriminierten Hand —

lungen nicht in ſeinem Amte als Gemeinderat be —

gangen , denn das öffentliche Geld ſei ihm nicht

vermöge ſeines Amtes als Gemeinderat anver —

traut worden . — So unterblieb Anklage und

Strafe und ſo blieb der Mann „ Volksvertreter “ .

7 . Bad . Landgemeindenverband .
Die Belohnung der Gemeindebeamten für die durch
den Krieg verurſachten außerordentlichen Arbeiten .

Bis jetzt ſind uns nur ſehr ſpärliche Nachrich —
ten über die Regelung der oben bezeichneten An —

gelegenheit zugekommen , immerhin aber zeigen die

uns zugegangenen Nachrichten , daß wir Recht hat⸗

ten , wenn wir eine gleichmäßige ſchablonenhafte

Regelung für untunlich erklärten und daß bei gu

tem Willen in jeder Gemeinde , ſei ſie klein oder

groß , minder bemittelt oder beſſer ſituiert , ſich ein

Weg finden läßt , auf welchem unter Berückſichti —

gung der lokalen Verhältniſſe die berechtigten An —

ſprüche der in Frage kommenden Beamten befrie⸗

digt werden können , wobei aber auch nicht ver⸗

kannt werden ſoll , daß die Letzteren ihre Anſprüche

nicht ins Maßloſe geſteigert und ſich gern zufrie⸗

den gezeigt haben , wenn ſie auch nur einigermaßen

guten Willen bei den Gemeindekollegien fanden .

Es wurde uns auch berichtet , daß man im

Prinzip geneigt ſei , den Gemeindebeamten für ihre

vermehrte Arbeit eine Belohnung zu gewähren ,

daß man aber über den Umfang derſelben zu kei —

nem Entſchluß kommen könne und hierwegen un —

ſern Rat erbitte .

Ein ſolcher Rat iſt natürlich auch nicht leicht

zu erteilen , wenn man mit den in Betracht zu zie —

henden lokalen Verhältniſſen nicht vertraut iſt , da —

gegen dürfte es zweckmäßig ſein , an einigen Bei —

ſpielen zu zeigen , wie in Gemeinden von den ver —

ſchiedenſten Verhältniſſen die vorliegende Frage

geregelt wurde .

So wird uns von einer etwa 400 Seelen zäh —

lenden , wenig bemittelten Gemeinde des ſog . klei

nen Odenwalds berichtet , daß ſie mit Wirkung

vom 1. Juli 1915 ab

dem Bürgermeiſter 4 610

dem Ratſchreiber 5 Cl.

dem Rechner 6

monatliche Zulage bewilligt habe .

In einer beſſor ſituierten Gemeinde von etwa

1400 Seelen hat man einmalige Entſchädigungen

bewilligt und zwar :

dem Bürgermeiſter 200 Kι

dem Ratſchreiber 300

dem Rechner 100 l

dem Ratsdiener 30 WM.

In einer der größten und wohlhabendſten

Gemeinden des Landes hat man ſich damit gehol —

fen , daß man zu den durch eine Gehaltsordnung

geregelten , meiſt recht anſtändigen Gehalten eine

einmalige Zulage von 5 Prozent des dermaligen

Jahresgehalts der in Betracht kommenden Beam

ten und Bedienſteten bewilligt hat .

Indem wir hoffen , in den voranſtehenden

Mitteilungen den noch im Zweifel befindlichen Ge —

meinden nützliche Anhaltspunkte für die Regelung

der fraglichen Angelegenheit gegeben zu haben ,

bitten wir im Intereſſe aller Beteiligten um wei⸗

tere Mitteilung über die Art der Erledigung in

anderen Gemeinden .

Holz⸗Nacherſatz .

Pflanzt Nuß⸗ und Pappelbäume .

Unter dieſer Ueberſchrift bringt die Württem⸗

bergiſche Gemeindezeitung folgende beachtenswer⸗

ten Ausführungen , welche wir für ſo wertvoll hal —

ten , daß wir ſie hier unverkürzt zum Abdruck

bringen :

Wir können unſerem tapferen Heere nicht

dankbar genug ſein , daß es die zerſtörende und ver⸗

nichtende Gewalt des ſchrecklichſten aller Kriege von

unſeren Fluren ferngehalten hat . Wenn wir von

den entſetzlichen Verwüſtungen an den Gebäulich⸗

keiten in Stadt und Dorf ganz abſehen wollen , ſo

iſt es ganz beſonders der Waldbeſtand , der auf den

Kriegsſchauplätzen fürchterlich notgelitten hat . Nicht

allein das Artilleriefeuer und die Feldbefeſtigungs⸗
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anlagen haben zur Waldvernichtung geführt , ſon⸗
dern namentlich auch das Bedürfnis des Ausbaues

von Unterlunftsränmen unter und über der Erde ,
wie es der Stellungstrieg mit ſich brachte und im⸗

mer noch bringt . Ganze Wälder müſſen , namentlich
in Polen , niedergeſchlagen werden , um Prügel⸗
wege über das verſchlammte Land zu ziehen . In
Südfrantreich ſind die Nußbaumpflanzungen in

reichlicher Zahl vorhanden . Sie ſind aber jetzt un⸗

geheuer dezimiert , wenn nicht ganz verſchwunden ,
da das Nußbaumholz zur Herſtellng der Gewehr⸗
ſchäfte in Rieſenmengen begehrt wurde . Aus dem

olcichen Grund geht es leider auch in Deutſchland
vielen Nußbäumen , die vielfach eine Zierde von

Baumgut oder Dorfſtraße bildeten , mit Säge und

Axt zu Leibe ; denn die bezahlten Preiſe ſind vor —
lockend hoch .

Da iſt es ein Gebot der Wirtſchaftlichkeit , ſo—
fort für Nachwuchs zu ſorgen . Ueberall , wo die ge—
eigneten Böden und Standorte ſich finden , möge
der Gemeindebaumwart Nußbäume ſetzen .
Das Beiſpiel der Gemeinde wird anregend wirken ;
um dieſen Erfolg zu ſichern , ſollten die berufenen

Gemeindeverwaltungsbehörden durch öffentliche
Belehrung und Aufrufe für Förderung der überaus

wichtigen Sache eintreten . Dabei iſt ſachverſtändi⸗
ger Rat bezüglich der Sorte einzuholen .

Unter dem Stichwort „ Landwirte pflan
zet Pappeln ! “ tritt neuerdings ein hervor⸗
ragender Forſtſachverſtändiger , Forſtmeiſter Dr .

Schinzinger , in Hohenheim , für die eifrige An

pflanzung der Pappel ein .

Abhandlung in Nr . 107 des „ Schwarzwälder Bo

ten “ vom 9. Mai weiſt er darauf hin , daß das Pap⸗

pelholz ſchon vor dem Kriege mit jedem Jahre im

Wert geſtiegen ſei . In neuerer Zeit habe ſich na

mentlich eine aus Nordamerika ſtammende Art , die

Kanada⸗Pappel , durch ihre geradezu koloſ —
ſale Holzmaſſenproduktion einen Namen gemacht .
Sie verdiene mit Recht der größte Holzer —
zeuger Deutſchlands genannt zu werden .

Wir entnehmen dem beachtenswerten fachmän⸗
niſchen Gutachten folgende Ausführungen auszugs —
weiſe im Wortlaut :

Man muß bekanntlich ſehr vorſichtig ſein mit

der Einführung fremdländiſcher Hölzer in den deut —

ſchen Wald . Denn viele halten nicht , was ſie ver —

ſprochen und erreichen bei uns weder die ſtärkſten
Maße und ſchönen Formen , noch die Holzgüte ihrer

Heimat , weil unſere Standortsbedingungen eben

andere , weniger günſtige ſind .
Aber die Kanada - Pappel gehört zu denjeni⸗

gen , die hierin eine Ausnahme machen . Die bis⸗

herigen Verſuche ergaben übereinſtimmend , daß

keine andere Holzart auch nur annähernd gleiche

Holzmaſſen liefert , dabeiß einen hohen , f geraden

In einer längeren

Nußbaum vom Bauernhof verſchwindet

Schaft und ein ausgezeichnetes , wertvolles Holz

erzeugt , ein Weichholz , das ſeine Verwendung fin —

det zur Zündholzfabrikation , Papierſtoffbereitung ,
namentlich aber als Blindholz zur Möbelfabrika —
tion . Gerade als Blindholz iſt es für die Heereslie
ferungen zum Wagenbau ſehr geſucht und auch des

halb techniſch ſehr geſchätzt , weil es in der Arbeit

ſehr gut „ſteht “, ſich nicht wirft .
Bisher ſind jährlich große Mengen kanadiſche

Pappelhölzer aus Frankreich und Amerika einge⸗

führt worden u. dafür verſchiedene Millionen deur⸗

ſchen Geldes ins Ausland gewandert .
Das iſt am Platze bei Holzarten wie Mahagoni ,

Ebenholz , Paliſander , deren die Induſtrie benötigt ,
die aber in unſerer nordiſchen Zone nicht angebaut
werden können

Im vorliegenden Falle aber handelt es ſich

unſererſeits um eine Unterlaſſungsſünde in finan⸗

zieller und patriotiſcher Richtung , wenn wir dem

Anbau einer ſo wichtigen Holzart nicht in dem

Maße ſtattgeben , wie es ſein könnte und ſein ſollte .

Schon im Jahre 1880 hat das preußiſche Mi

niſterium der Landwirtſchaft den Maſſenanbau

dieſes Baumes empfohlen und auch in Süddeutſch —
land hat es an Aufmunterung von ſachverſtändiger
Seite nicht gefehlt .

Wenn trotzdem der Erfolg nur ein recht mäßi

ger war , ſo liegt der Grund wohl weniger in der

Gloichgiltigkeit der Bevölkerung , als in der Un —

kenntnis der hohen Maſſen⸗ und Gelderträge der

letzten Jahre und vielleicht auch der Unkenntnis im

Anbau .

Vom Standpunkt des Heimatſchutzes iſt es ſehr

bedauernswert , daß die Linde vom Marktplatz , der

und nun

auch die für das Landſchaftsbild ſo charakteriſtiſche

Pappel , ſei es nun Schwarz - oder Pyramiden - oder

Silberpappel , nicht geſchont wird . Aber die Hee

reslieferungen verlangen darnach und der klingen
den Münze halber entſchließt ſich der Landwirt

leichter zum Todesurteil .

Mag das im Zwang der Verhältniſſe liegen ,
die niemand vorausſehen konnte , ſo verlangt an —

dererſeits das Intereſſe der Allgemeinheit einen ſo

fortigen großzügigen Wiederanbau dieſer Holzar
ten , eine MWßanahme , die volkswirtſchaftlich ſo

dringend iſt , daß nötigenfalls der Staat an Hand

geſetzlicher Mittel dieſelbe ſicher ſtellen ſollte .

Da man die Pappeln meiſt aus Stecklingen
zicht und die Zucht aus Samen ganz vernachläſſigt
hat , ſo ſind im Laufe der Zeit die Schwarzpappeln
im Lande vielfach ſo degenoriert , daß ein weiterer

Anbau ſich nicht lohnt . Um ſo günſtiger iſt jetzt die

Gelegenheit , hier überall die Kanadapappel
eintreten zu laſſen . Ihre Anſprüche an den Stand⸗

ort und an Licht ſind dieſelben wie die der Schwarz⸗
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und Silberpappel : Gegenden mit warmem Klima ,

friſche , feuchte , womöglich kalthaltige Böden , die

auch oberflächlich trocken und arm ſein dürfen , wenn

für die Wurzeln das Grundwaſſer erreichbar iſt ,

beſonders Auen , Fluß - und Bachufer , Niederun⸗

gen , in der Ebene gelegene Weiden , Wald⸗ und

Wieſenränder , nicht zu nahe an bebauten Aeckern ,
Naſſe Niederungsböden ſind zu meiden .

In neuerer Zeit mehren ſich die Stimmen ,

welche verlangen , die Kanadapappel auch im Wald

zu ziehen da man dort wertvolleres Handelsholz

erzicle , d. h. lange , reinſchaftige Blöcke für Maſchi —

nenfabriken , geſundes , aſtfreies Holz mittlerer

Maße für Zündholzfabriken , gut reißbares und

ſpaltbares Holz für verſchiedene Zwecke , während

das im freien Gelände ſtehende Holz unregelmäßi —

ger wachſe , vielfach drehwüchſig u. damit zu Blind⸗

holz unbrauchbar werde und außerdem den Larven

des Weidenbohrers mehr anheimfalle .
Der Vorſchlag hat viel für ſich und iſt auch

ausführbar , wie 20 —30jährige Kanadapappel⸗

Waldbeſtände in rheiniſchen Revieren zeigen . Dieſe

Pflanzungen wurden ſeinerzeit mit zweijährigen

Stecklingen bei einem Pflanzenabſtand von 4 —5

Meter und einer Entfernung der Reihen von 5

Meter ausgeführt , als Füllholz diente Erle .

Der waldmäßige Anbau wird aber auf die

Auewaldungen in milden Flußlagen und Nieder —

ungen zunächſt beſchränkt bleiben müſſen . Mit dem

Einzelanbau kann man kecklich höher gehen , wie

die kanadiſchen Pappeln in der Umgebung Hohen⸗

heims mit ihren teilweiſe rieſigen Ausmaßen zei

gen . Die beiden etwa 120jährigen Pappeln bei der

Garbe haben einen Stockdurchmeſſer von je über 2

Meter , ſind vollſtändig geſund und inſektenfrei .

Für derartiges Starkholz werden die rieſigen Preiſe

bezahlt , welche zur Zeit für amerikaniſche Pappel⸗
blöcke notiert werden , bis zu 160 ũ / der Feſtmeter .

In der Nähe von Göppingen brachte kürzlich ein

50jähriger Pappelſtamm einen Erlös von 300 & .

Im übrigen iſt unſer einheimiſches , bis jetzt

verkauftes Holz nur von ſchwachen Ausmaßen .

Trotzdem ſind die Erlöſe mit 30 —50 / der Feſt⸗

meter ſo befriedigende , daß der Anbau ſich unbe —

reslieferungen verlangen darnach und der klingen⸗

zielt . Für Beſitzer von recht günſtigen Böden und

Lagen ſei die „ Robuſtpappel “ empfohlen . Züchter :
Gebrüder Simon Louis in Metz⸗- Plantieres . Fer —

ner für Anpflanzungen , dem Wert nach geordnet ,
aber nicht ſo raſchwüchſig wie genannte : die „ Eu⸗

gens⸗Pappel “ , die „aufrechte Kanadapappel “ und

ſchließlich die ,männliche Form der Kanadapappel “ .

Für höher gelegene Standorte ſowie Niederun⸗

gen mit ſchlechteren Böden bediene man ſich der

in Rußland viel gebauten „ Charkowpappel “ , die

vollſtändig winterhart iſt , nicht von Zopftrocknis

befallen wird und ein beſſeres Holz liefert , als die

Schwarzpappel . Für Waldränder , Alleen empfiehlt

ſich an Stelle der auf dem Ausſterbeetat ſtehenden

Pyramidenpappel die „ Berliner Lorbeer - Pappel “ ,

mit ſchönem , dunkelgrünem Laub und ſchlanker

Krone .

Kanadiſche Pappeln liefern auf richtigem

Standort an Maſſen⸗ und Geldertrag entſchieden
weit mehr , als die in ſolchen Fällen ſo häufig an —

gebauten Eſchen , die in Niederungen ſtark an Froſt

leiden .

Wir ſind heute mehr denn je vor die Notwen —

digkeit geſtellt , in Wald und Feld jede , auch die

Fläche , tunlichſt rententragend zu geſtal⸗

ten , damit wir unſeren eigenen Bedarf an Holz ,

ganz beſonders aber den Heeresbedarf , ſelbſt decken

können , und immer weniger vom Ausland abhän⸗

gig werden . Wenn die Pappelſtandorte alle richtig

ausgenützt werden , ſo können wir in wenigen Jahr⸗

zehnten eine ſo große Menge dieſer Weichhölzer auf

den Markt bringen , daß unſere Aufgabe nach die

ſer Richtung als gelöſt zu betrachten iſt .

Bei anderen Holzarten geht das erheblich

ſchwieriger . Die Kanadapappel leidet nicht durch

Froſt , muß aber in der Jugend gegen den Verbiß

durch Haſen ſowie durch Weidvieh geſchützt werden .

Inſektenſchaden iſt wenig zu fürchten , abgeſehen von

der Larve des Weidenbohrers , die mit ihren Gän⸗

gen das Holz durchzieht und lokal recht läſtig wer —

den kann .

Die Anzucht geſchieht mit Stecklingen von 0,5

bis 2 Meter Länge , die vorher in Saatſchulen zum

Bewurzeln gebracht werden . Solche ſind bei den

meiſten Pflanzenhandlungen zu haben und iſt das

Pflanzgeſchäft ebenſo einfach wie billig . Bei den

Pflanzhandlungen laſſe man ſich die Echtheit der

kanadiſchen Pappelpflanze garantieren .

Der Hauptunterſchied von der Schwarzpappel
bruht in botaniſcher Beziehung in der Form des

Blattes . Dasſelbe iſt bei der kanadiſchen Pappel

größer , etwa 8 —12 Zentimeter lang , 5 —10 Zenti⸗
meter breit , faſt dreieckig , am Grunde gerade ab —

geſchnitten ; der Stamm iſt gleichmäßiger und voll —

kommener gerundet , das Holz äußerſt leichtſpaltig .

Durch lange Zeit hindurch fortgeſetzte Steck —

lingsausleſe , derart , daß von einer größeren An⸗

zahl von Bäumen immer nur die allerwüchſigſten

benützt werden , läßt ſich die Wachstumsleiſtung der

kanadiſchen Pappel weiter ſteigern . Der franzö⸗

ſiſche Pappelzüchter Sarcee hat in ſeinen ausgedehn —
ten Baumſchulen in Pontravallain Pappeln von

märchenhaften Wuchsleiſtungen . Dabei iſt aber zu

bemerken , daß die Kanadapappel als ausgeſproche⸗
ner Lichtbaum einer räumlich weiten Pflanzung ,

nicht unter 4 Meter , bedarf . “

*
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Der Verfaſſer ſchließt ſeine lehrreiche Abhand

lung mit folgendem Aufruf :

„ Unſere Gemeindebehörden würden

ſich ein Verdienſt erwerben , wenn ſie bei paſſender

Gelegenheit die Beſitzer von Pappelſtandorten da —

rauf aufmerkſam machen würden , welch hoher und

immer mehr ſteigender Wert im Pappelholz ſteckt

und welch große Kapitalien innerhalb kurzer Zeit
und ohne nennenwerte Koſten mit ſachgemäßem
Pappelanbau ſich erwerben laſſen , ſo zwar , daß bei

gemeinſamem , großzügigem Vorgehen in etwa 40

bis 50 Jahren der Geſamtbedarf an Pappelholz in

unſerem Lande gezogen werden könnte . “

Wir ſind dem ebenſo gelehrten , als durch lang —

jährige Forſtpraxis außerordentlich erfahrenen ,
Verfaſſer für die Winke , die er den Gemeindever —

waltungen gibt , zu großem Danke verpflichtet . Es

ſollten die letzteren ſich unverweilt mit ihren Forſt —
beamten ins Benehmen ſetzen und der Einführung
der Kanada - Pappel freie Bahn ſchaffen und

große Verbreitung ſichern .

Fond für das Erholungsheim für Gemeindebeamte .

Darſtellung

der Rechnungsergebniſſe für Jahre 1913 , 1914

und 1915 .

Einnahmen .

1. Kaſſenvorrat aus vor . Rechnung , 268 . 65

2. Rückſtände 88 =

3. Beiträge der Gemeinden , 2102 .

( Rückſtände 132 / )

4. Zinſen 2937 . 13

5. Sonſtige Einnahmen

Bonifikation der Oberrhein . Ver⸗

ſicherungsgeſellſchaft 1496 . 78

6. Uneigentliche Einnahmen 6 1249 . 52

7. Heimbezahlte Kapitalien 15516 . 70

Ausgaben .

1. Rückſtände 120 . 30

2. Verwaltungs - und Verrechnungskoſten
( Rückſtand / 96 . 73 ) , 462 . 16

3. Paſſivzinſen und Speſen bei Kapital⸗

anlagen 5 211155

4. Abgang und Verluſt 6 117 . 85

1249 . 52

, 22196 . 68

Summa aller Ausgaben „ / 24358 . 06

5. Uneigentliche Ausgaben
6. Angelegte Kapitalien

Abſchluß .

Die Einnahmen betragen 24407 . 78

Die Ausgaben betragen 24358 . 06

ſomit Kaſſenvorrat . 49 . 72

Vermögensſtand .
1. Kaſſenvorrat . 49 . 72

2. Rückſtände , 132 . —

3. Ausſtehende Kapitalien 27685 . 93

( darunter 14000 %/ Reichs - Kriegs⸗
anleihe )

Summa 27867 . 65
Darauf haften

Schulden .

Ausgabsrückſtände 00( 96 . 73

Reſt reines Vermögen 27770 . 92

Nach vor . Rechnung betrug es 21991 . 30

ſomit Vermehrung 5779 . 62

Feuerverſicherung .
Stand nach der letzten Mitteilung in Nr . 1

auf 31 . Dezember 1915 4698 100

Zugang im Januar 1916

Hohenwart 16 900 „

Oberſasbach 14 500 „

Wahlwies 2 600 „
Muggenſturm 27200

1759 300

Hievon ab , weil abgelaufen

Sandhauſen 11500 Aν

Stand auf 1. Februar 1916 474780077

8 . Rechnerverbund .

Gehaltsverhältniſſe der Gemeindebeamten im Krieg
betreffend .

Der gewaltige Kampf , den die deutſche Natior

z. Zt . gegen eine Welt von Feinden führt , fordert
nicht nur von den Helden im Felde grenzenloſe
Opfer and Anſtrengungen , ſondern auch von der

deutſchen Regierung und von den Verwaltungen
im bedrohten deutſchen Vaterlande . Von ihrem

zielbewußten und erfolgreichen Wirken haben wir

Beweiſe in den Leiſtungen der Mobilmachungsbe —
hörden , in der Ueberwindung der Zahlungsmittel⸗
und Kreditkriſis , in der Sicherung der Volksernäh⸗
rung und in der energiſchen Förderung des Wirt⸗

ſchaftslebens überhaupt , das heute — abgeſehen
vom Außenhandel und von der naturgemäßen Um —

bildung auf dem Arbeitsmarkt — faſt ebenſo ſei⸗
nen Gang geht , wie vor dem Kriege .

An dieſer inneren Verwaltung ſind auch die

Gemeindebehörden als Organe des Staats ſtark be —

teiligt . Der Vollzug der vielen neuen Geſetze ,
Verordnungen und amtlichen Verfügungen hat ih —

nen eine Arbeitslaſt auferlegt , die bei den er —

ſchwerten Verhältniſſen in vielen Fällen nur im

Hinblick auf das Vorbild hat bewältigt werden

können , welches unſer tapferes Heer in ſeinen ge —

waltigen Leiſtungen gegeben hat .



An Arbeiten , die der Krieg den Gemeinden

hauptſächlich verurſacht hat , ſind zu nennen :

1. die auf den Vollzug der Mobilmachung be

züglichen Geſchäfte ,
2. Behandlung , Auszahlung und Liquidation

der Kriegsunterſtützungen ſowie Verrechnung der

Leiſtungen ſeitens der Verbandsgemeinden durch

die Amtsſtädte ,
3. Entgegennahme der Anmeldungen zu den

Stammrollen für das Kriegserſatzgeſchäft und für

den Landſturm ſowie Aufſtellung derſelben ,

4. Bearbeitung der umfangreichen Geſchäfte in

Bezug auf die Verſorgung der Bevölkerung mit

Brot , Mehl ꝛc

5. Statiſtiſche Arbeiten über Ermittelung de

landw . genutzten Anbauflächen und Zählung der

Kartoffel - , Hafer - , Stroh - , Schweinevorräte ꝛc.

6. Einquartierung von Truppen und Pferden

und in Verbindung damit Berechnung und Aus

zahlung der Quartiergelder ,

7. Mitwirkung bei der finanziellen und frei —⸗

willigen Kriegsfürſorge und bei de freiwilligen

Krankenpflege ſowie Bereitſtellung und Verſen —

dung von Liebesgaben an Kriegsteilnehmer ,
8. vermehrte Arbeit auf dem Gebiete der Ar

menpflegs , der Standesbeamtung ( hier infolge
Sterbefällen von Kriegsteilnehmern , wodurch Ur —

kunden aller Art nötig werden ) , der Invalidenver —

ſicherung ( Geſuche um Hinterbliebenenhilfe von

Kriegsteilnehmern , um Witwengeld und Witwen —

rente ſowie Waiſenrente aus Anlaß von Sterbefäl⸗

len von ſolchen ) ſowie in Bezug auf die Sicherſtel —

lung der Gemeinde - und Stiftungsgelder .
Bei den Gemeindebeamten des flachen Landes

wirkt dieſe vermehrte Arbeit umſo empfindlicher

als ſie auch durch landwirtſchaftliche Geſchäfte ſtär —

er als je in Anſpruch genommen ſind .

Ungeachtet einer ſelbſtverſtändlichen Opferwil —

ligkeit in Zeiten der Not glauben doch viele Ge —

meindebeamte für die weſentlich erhöhte Arbeitstä —

tigkeit einen Anſpruch auf eine entſprechende Ent —

ſchädigung aus der Gemeindekaſſe erheben zu dür —

fen , weil ſie vielfach ſchon in Friedenszeiten nicht

entvrechend bezahlt ſind , und weil dieſe Kriegsar —

beiten ſehr oft ohne Aushilfe für einberufene Be —

amte erledigt werden müſſen . Die bisherigen Ein⸗

nahmen der Grundbuchratſchreiber aus den Grund⸗

buchamtsgeſchäften , auf welche dieſe Beamten faſt

ganz angewieſen waren , da ſie in den meiſten Fäl⸗

len einen erheblichen Gehaltsteil bildeten , ſind

mangels jeglichen Güterverkehrs in Wegfall gekom⸗

men , ohne daß dieſen Beamten als Erſatz hiefür

neue Einnahmequellen hätten erſchloſſen werden

können .

Die unterzeichneten Verbände erlauben ſich

deshalb Großherzogliches Miniſterium ganz erge⸗
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benſt zu bitten , die Großherzoglichen Bezirtsämter

zur Unterſtützung von berechtigten Anſprüchen

hochgefälligſt veranlaſſen zu wollen .

Vielleicht könnte die Vergütung für die Mehr —

arbeiten in der Weiſe geregelt werden , daß demn

Bürgermeiſter , Ratſchreiber und Rechner für den

Monat und Item der Kriogsunterſtützung eine Ent⸗

ſchädigung von mindeſtens je 15 Pfg . bewilligt

wird , wie dies in verſchiedenen Amtsbezirken u.

Gemeinden ſchon geregelt iſt .

Sandhauſen , Durlach , Schopfheim ,
den 26 Juli 1915 .

Verband Bad . Land⸗ und kleinerer Stadt⸗

gemeinden :

Hambrecht .

Badiſcher Ratſchreiberverein :
Perſon .

Verband badiſcher Gemeinderechner :

Kaufmann .

Die Gehaltsverhältniſſe der Gemeindebeamten

während des Krieges betr .

Die Ausführungen in der Eingabe der drei

Verbände vom 26 . Juli 1915 über die durch den

Krieg verurſachten neuen und umfangreichen Auf —

gaben der Gemeinden und die hierdurch ſowie

zurch die Einberufung zahreicher Gemeindebeam —

ten zum Heere vermehrte Arbeitslaſt der Zurück —

gebliebenen ſind als durchaus zutreffend zu erach⸗

ten und wir haben allen Anlaß , der während der

Kriegszeit von den Gemeindebeamten geleiſteten

hingebenden Arbeit unſere volle Anerkennung zu

zollen Der Einſicht , welche beſonderen Anforde⸗

rungen die große Zeit an ihre Beamten ſtellt , kön —

nen ſich ſicherlich die Gemeinden ſelbſt an wenig⸗

ſten verſchließen und wir ſind deshalb überzeugt ,

daß ſie bereit ſein werden , in all den Fällen , wo

dies angezeigt und tunlich erſcheint , ſich für außer⸗

ordentliche Leiſtungen ihrer Beamten auch erkennt⸗

lich zu zeigen .
Wir glauben aber , es den Gemeinden überlaſſen

zu ſollen , ob und wie ſie ſolche Anerkennung gewäh⸗

ren wollen ; denn es iſt zu beachten einmal , daß die

zum Heere eingezogenen Gemeindebeamten ihren

Gehalt fortbeziehen und ferner , daß die Gemeinden

durch die mit dem Krieg zuſammenhängenden Aus⸗

gaben zum großen Teil in ſchwerer Weiſe belaſtet

ſind . Dieſe örtlich völlig verſchiedenartig gelager⸗

ten Verhältniſſe laſſen es auch ausgeſchloſſen er⸗

ſcheinen , daß eine etwaige Mehrvergütung für die

Arbeit der Gemeindebeamten in einheitlicher Weiſe

geregelt wird .

Wir geben anheim , auch die beiden Verbände

der Ratſchreiber und Gemeinderechner von unſerer

Auffaſſung zu verſtändigen .

Großh . Badiſches Miniſterium des Innern .

0
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Bezirksverein Bonndorf .
Am Sonntag , den 28 . November 1915 fand in

Schnitzer zu Bonndorf die dies⸗der Reſtauration

jährige Bezirksvereinsperſſammlung
ſtatt , die trotz des ſchlechten Wetters und der großen
Kälte von 30 Mitgliedern beſucht war . Die Herren
Amtsreviſoren Herold und Holderer hatten
die Liebenswürdigkeit , in längeren Ausführungen
über Familienunterſtützungen , Wochenhilfe , Kriegs⸗
leiſtungen , Einquartierung und Servisliquidatio⸗
nen zu ſprechen und den Herren Kollegen manchen
guten Ratſchlag zu erteilen , ſo daß der Nachmittag
nur zu raſch verlief und die Kollegen ihre oft recht
weite Heimreiſe antreten konnten .

ber ſprach den beiden Herren Amtsreviſoren na —

mens der Herren Kollegen für die ſo belehrenden
Worte den beſten Dank aus Mit dem Wunſche , in

nächſter Sitzung auch die im Felde ſtehenden Rech —

ner wieder geſund und munter begrüßen zu können ,
ſchloß der Vorſitzende die Verſammlung .

Weinheim Am 28 . November v. Is . tagten in
Weinheim im Hotel zu den „ vier Jahreszeiten “ die
Rechner des Kreilſes Weinheim . Eine Tagesord⸗
nung war nicht aufgeſtellt , vielmehr war eine freie
Ausſprache über verſchiedene Berufsangelegenhei⸗
ten gewünſcht worden . Vor Eintritt in die Aus⸗
ſprache gedachte der ſtellvertretende Kreis⸗Vor

ſitzende , Herr Stadtrechner Koch von Weinheim , in
warmen Worten des verſtorbenen Kreisvorſitzen⸗
den, Rechners und Mitbegründers unſeres Ver⸗
eins , des Herrn R Benzinger in Feu⸗
denheim⸗ Mannheim . führte aus , daß unſer
lieber verdienſtvoller Kollohe Be nzinger die
Augen für immer ſchloß , als an den Grenzen
Deutſchlands die erſten feindlichen Schüſſe fielen .
Die große Zeit durfte unſer begeiſterter Vater⸗
landsfreund nicht mehr erleben . Zum ehrenden
Andenken erhoben ſich die Anweſenden von ihren
Plätzen .

Neben anderen Berufs - und Vereinsangelegen⸗
heiten wurde hauptſächlich auch die Angelegenheit
wegen der Vergütungen für außerordentliche
Dienſtleiſtungen während der F. 0gszeit beſprochen .

Wegen der ſchwierigen Betreibung der Um⸗
lage erfolgte ebenfalls eine rege Ausſprache . Es
beſtand allgemein die Anſicht , daß wegen der tief⸗
ernſten Zeit mit aller Schonung vorgegangen wer⸗
den müſſe .

Der Vorſitzende gab auch das finanzielle
Ergebnis der Zeitſchrift für das Rechni

dugbekannt und richete an die Anweſenden das Erſu⸗
chen , wo dies noch nicht ſtattgefunden habe , auf das
Abonnement zu drängen . Bei einem guten Viertel
Neuen erfolgte anſchließend ein gemütliches Bei⸗
ſammenſein .

Veruntreuungs⸗ und Kautionsverſicherung ?
Ein Blick in das Verzeichnis über die Gemein⸗

den und Krankenkaſſen , welche bereits eine Verun⸗

treuungs⸗ und Kautionsverſicherung mit der Stutt⸗

gart⸗Berliner Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft abge⸗

Vorſtand Lü⸗

ſchloſſen haben , beweiſt , daß fragliche Verſicherungs —
möglichkeit noch nicht genügend bekannt ſein

dürfte . Zweck dieſer Zeilen ſoll ſein , in uneigen⸗
nütziger Weiſe kurz darzulegen , warum die öffent
lichen Körperſchaften ein begründetes Inte
reſſe an dieſer Verſicherung haben müſſen . Dieſe

Verſicherung geht weit über die ſog . Amtsſicherheit
deshalb hinaus , weil dieſelbe ſich nicht nur auf ſtraf —⸗

bare Unrodlichkeiten , ſondern auch auf fehler —

hafte Amtsführung d. h. auf jeden Schaden , den

die Körperſchaft dadurch erleidet , daß die verſicher

ten Perſonen ihre Dienſtpflichten verletzen oder

mangelhaft wahrnehmen , erſtreckt . Dieſe Verſiche
rung hat ſodann den weiteren Vorteil , daß ſie nicht

nur den Körperſchaften , ſondern auch den Aufſichts

organen und Beamten perſönlich Deckung bietet , d.

h. wenn z. B. der Vorſtand einer Krankenkaſſe , der

Verwaltungsrat einer Sparkaſſe wegen mangeln⸗

der Aufſichtsführung gewärtig ſein muß , zum Scha
denerſatz herangezogen zu werden , ſo iſt dieſer Fall

bis zur Höhe der Verſicherung erledigt , wenn nicht

Vorſatz nachgewieſen werden kann . Der Wert der

Verſicherung liegt alſo weſentlich darin , daß nicht

lediglich nur Schutz gegen Unterſchlagung geboten ,
ſondern auch Schadenerſatzanſprüchen wegen man

gelhafter , fehlerhafter Amtsführung vorgebeugt iſt .

Die Verſicherung entſpricht den geſetzlichen Vor

ſchriften über Sicherheitsleiſtung und kann mit

Rückſicht auf die etwa nur 5ũ / pro Tauſend betra

gende Jahresprämie und die große Bequemlichkeit
für die zur Sicherheitsleiſtung verpflichteten Beam

ten nicht befürwortend genug auf dieſe Einrichtung
hingewieſen werden .

Bad . Hmtsrebisorenperein .

flm . 19 . Januar d . Js . perſtarb in Buden - Baden uner -
wartef raich im fllter von 34 Jahren an den Folgen
einer Blinddurmoperation unser alloerehrter fimtsgenoſle

Georg Schweinfurth
Repifor bei Gr . Bezirksumt ſlleßkirch

leit Rriegsdusbruch Bazureffinipektor beim

Rejerpeldzurett Baden - Baden .
Wie im Staotsdienſt , io hat er ſich auch in jeiner

Eigenichaft als Bazarettinipektor mit der gröhßten Ge -

willenhaftigkeit und lobenswertem Eifer jeinen Dienit -

aufgaben unferzogen . [ Ilitten aus jeiner dem Uater -
lond gewidmeten Tätigkeit iit er , wie der Soldaf quf
dem Schlachtfelde , durch den Tod abberufen worden .

Wir werden dieiem pflichtbewuhten , hochgefchätzten
und wegen ſeines allzufrühen Todes allgemein befrau -

erten flmtsgenollen ein ehrendes findenken bemahren .

Der Vorifand .

— ˙—rÜꝑ
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Nachricht .

In dem Auſfſatze „ Oertliche Kirchenſteuer oder

Gemeindezuſchüſſe “ in Nr . 1 dieſer Zeitſchrift iſt
ein kurzer Satz ausgelaſſen worden . Auf Seite 6

Zeile 3 iſt nach dem Worte „ folgendes “ einzuſchal —
ten :

„ Der Pfarrei ſtand zu : “
Die Leſer werden gebeten , dies handſchriftlich

nachzutragen :

Anfrage :

Welche Stadt hat in ihrer Buchhaltung oder in

der Steuerverrechnung das „ Kontoblattſyſtem “ ſtatt
des Buchſyſtems in Verwendung ?

Wir bitten um Mitteilungen aus dem Leſer⸗
treiſe und um Zuſendung von darauf Bezug haben⸗
den Formularien , Abbildungen , Dienſtinſtruktio⸗
nen und ſonſtigen Behelfen an die Verwaltung der

„Zeitſchrift für das Rechnungsweſen der Gemein —

den ꝛc. “ in Bonndorf i . Schw .

Wegmweiſer durch die geſamte

Krikgsverſorgung
In unſerem Verlag iſt ein von ſachverſtändi —

ger Seite bearbeiteter Wegweiſer durch die geſamte
Kriegsverſorgung erſchienen , welcher jedermann ,
ganz beſonders aber den Behörden und Beamten

wertoolle Dienſte leiſten wird . Der Wegweiſer um⸗

faßt 52 Seiten und behandelt in eingehender und

überſichtlicher Weiſe folgende Gegenſtände :

I. Familienunterſtützungsgeſetz
II . Kriegswochenhilfe

III . Mannſchaftsdverſorgungsgeſetz und Mili⸗

tärhinterbliebenengeſetz
IV . Kriegsteilnehmer und Sozialverſicherung

A. Krankenverſicherung
B. Invalidenverſicherung
C. Angeſtelltenverſicherung
D. Privatverſicherung

V. Rechtsſchutz der Kriegsteilnehmer
VI . Kriegsbeſchädigte

VII . Zahlung der Löhnung an Angehörige von

Gefangenen und Vermißten
VIII . Vergleiche mit Oeſterreich

IX . Teuerung , Merkſätze , Mahnungen .

Einzelpreis nur 50 Pfg .

Spachholz & Ehrath , Bonndorf .

Bekanntmachung.
Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe Mosbach ſucht

wegen bevorſtehender Einberufung des Schriftfüh⸗
rers eine zur Stellvertretung geeignete Perſönlich

keit zum baldigen Eintritt für die Kriegsdauer . Mo —

natsgehalt / 150 .

Bewerber , welche im Krankenkaſſenweſen oder

im Gemeindedienſt erfahren ſein müſſen , wollen ſich unter

Vorlage der Befähigungsnachweiſe alsbald melden

Der Vorſtand :

Renz .

Bulon-Salonpianinos
mit Flügelton , faſt neu , 8 Jahre Garantie ,

statt Mk . 850 . — für [ Ilk . 500 . —.

Sadlon - PDianino
Ia. Fabrikat , wenig gespielt , 5 Jahre Garantie , statt
Mk . 700 . — für [ Ik . 400 . — abzugeben .
Abbildung und Prachtkatalog mit über

Bülow - , Einger - , Nagel - Pianinos frei .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten

Sur gefälligen Beachtung!

a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

ſtraße 19 ;

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

c) der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle inz Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeinde - , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf .
Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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